
Kommentierter Gutachtenauszug

Die von der Max-Träger-Stiftung finanzierte Studie „Finanzierung der gesetzlich geregelten

Erwachsenenbildung durch die Bundesländer“ kommt zu dem Ergebnis, dass die Länder – sie sind für

die Erwachsenenbildung zuständig – weit weniger als noch nicht einmal ein (!) Prozent ihres

Bildungsbudgets für die Erwachsenenbildung aufwenden, im Durchschnitt sind es sogar nur 0,34

Prozent! Dies steht im vollkommenen Gegensatz zu der von der Politik seit Jahren bemühten Losung,

dass das lebensbegleitende Lernen – auch angesichts der alternden Gesellschaft – stets bedeutsamer

werde.

Tabelle 36 der Studie, die am 17. September (zwei Tage vor dem „Weiterbildungstag“) veröffentlicht

werden soll:

Tabelle 36: Übersicht

Land Erwachsenen-

bildungsbudget in

Euro

Bildungsbudget

in Euro

Anteil Landesmittel

Erwachsenenbildung

am Bildungsbudget in

Prozent

Landesmittel für

Erwachsenenbildung

pro Erwachsenen in

Euro

Baden-Württemberg 22.277.500 12.116.860.100 0,18 2,50

Bayern 32.409.200 15.043.782.200 0,22 3,10

Berlin 16.297.446 4.971.124.500 0,33 5,45

Brandenburg 4.223.200 1.543.249.900 0,27 1,96

Bremen 4.289.560 544.546.950 0,79 7,64

Hamburg 14.980.000 3.276.067.000 0,46 9,83

Hessen 12.348.100 7.746.197.900 0,16 2,43

Mecklenburg-

Vorpommern

5.646.100 1.210.572.500 0,47 3,99

Niedersachsen 51.377.000 8.770.543.000 0,59 7,84

Nordrhein-Westfalen 114.234.800 20.883.107.500 0,55 7,70

Rheinland-Pfalz 11.596.800 5.800.842.200 0,20 3,36

Saarland 3.802.400 1.035.943.400 0,37 4,40

Sachsen 8.253.000 3.721.245.700 0,22 2,31

Sachsen-Anhalt 4.801.640 1.806.574.840 0,27 2,38



Schleswig-Holstein 4.096.800 2.726.078.800 0,15 1,73

Thüringen 8.829.700 1.994.646.400 0,44 4,58

319.463.246 93.191.382.890 0,34

Bereits vor 10 Jahren hat die „Expertenkommission Finanzierung Lebenslangen Lernens“ für das

allgemeine, politische und kulturelle Lernen empfohlen: „Die Sicherstellung einer flächendeckenden

Grundversorgung als kommunale Pflichtaufgabe soll mittels einer institutionellen Sockelfinanzierung

durch die Länder und Gemeinden mit einem zu vereinbarenden Prozentsatz des jährlichen Haushalts

als Untergrenze erfolgen.“ (Expertenkommission Finanzierung Lebenslangen Lernens (2004): Der

Weg in die Zukunft, Bielefeld, S. 199)

Diese Empfehlung hat das Bochumer Memorandum mit der Forderung konkretisiert, den finanziellen

Umfang der Weiterbildungsförderung des Landes mittelfristig auf ein Prozent des Bildungsetats zu

steigern. Wendet man dies auf die gegenwärtige Situation in den Ländern an, so ergibt sich der

mittelfristige Erhöhungsbedarf für die Förderung der Erwachsenenbildung wie folgt:

Mittelfristiger Erhöhungsbedarf des Erwachsenenbildungsbudgets bei 1 Prozent des Bildungsetats

Land Erwachsenen-

bildungsbudget

in Mio. Euro im

Jahr 2014

Anteil Erwachsenen-

bildung am

Bildungsbudget in

Prozent im Jahr 2014

Erhöhung des

Erwachsenenbildungsbudgets in

Mio. Euro (angenähert)

Baden-Württemberg 22,3 0,18 98,9

Bayern 32,4 0,22 118,0

Berlin 16,3 0,33 33,4

Brandenburg 4,2 0,27 11,2

Bremen 4,3 0,79 1,2

Hamburg 15,0 0,46 17,8

Hessen 12,3 0,16 65,1

Mecklenburg-Vorpommern 5,6 0,47 6,5

Niedersachsen 51,4 0,59 36,3

Nordrhein-Westfalen 114,2 0,55 94,6

Rheinland-Pfalz 11,6 0,2 46,4

Saarland 3,8 0,37 6,6

Sachsen 8,3 0,22 29,0

Sachsen-Anhalt 4,8 0,27 13,3

Schleswig-Holstein 4,1 0,15 23,2

Thüringen 8,8 0,44 11,1

Summe 319,5 0,34 612,5

Beispielland 20,0 0,34 38,3


